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GPA-djp Seminar - 24/10/2019

αмлл WŀƘǊŜ .ŜǘǊƛŜōǎǊŅǘŜƎŜǎŜǘȊ ς9ǊŦƻƭƎǎƳƻŘŜƭƭ aƛǘōŜǎǘƛƳƳǳƴƎά
Elisabeth Luif / Wolfgang Greif 

Ein Streifzug durch 100 Jahre betriebliche Mitbestimmung
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1918 ς1920: Die Republik im Aufbruch

Wie kommt es zur Gründung der Republik?

„Jännerstreik“ - Hauptplatz Wr. Neustadt, 14. Jänner 1918

Quelle: Karl Flanner

Åkatastrophale soziale Lage

ÅMassenproteste, Streiks

ÅDesertationen von Soldaten

ÅArbeiter- und Soldatenräte

>> revolutionäre Umbruchsituation in 

ganz Europa

1918 ς1920: Die Republik im Aufbruch

12. November 1918: Ausrufung der Republik

Bis 1920:

ÅFrauenwahlrecht

ÅAcht-Stunden Tag

ÅArbeitslosenversicherung

ÅArbeiterkammern

ÅKollektivverträge

ÅBetriebsräte
Demonstrant*innen vor dem Parlament

Quelle: ÖNB Bildarchiv
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1918 ς1920: Die Republik im Aufbruch

15. Mai 1919: Betriebsrätegesetz

>> Praxis betrieblicher Mitbestimmung seit dem 19. Jhdt

>> Sozialisierungskommission

ÅAb 20 AN / Tätigkeitsdauer 1 Jahr

ÅÜberwachung und Kontrolle: KV, Gesetze

ÅEinsicht in Lohnlisten und Unternehmensbilanzen

ÅVerwaltung von Wohlfahrtseinrichtungen

>> Kritik von Unternehmen und Gewerkschaften

1933 ς1938: Austrofaschismus

Der Weg in die Diktatur

Ab 1920: bürgerliche Koalitionen

Wirtschaftskrise –Arbeitslosigkeit 1933: 25%

15. März 1933: Ausschaltung des Parlaments

Das verhüllte Denkmal der Republik
Quelle: ÖNB Bildarchiv
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1933 ς1938: Austrofaschismus

α Χ Ŝƛƴ ƎŜǊŜŎƘǘŜǊΣ ŎƘǊƛǎǘƭƛŎƘŜǊ {ǘŀŀǘ Ƴǳǎǎ ƎŜǊŀŘŜ ŘŜƴ !ƴǎǇǊǸŎƘŜƴ ŘŜǊ ŀǊōŜƛǘŜƴŘŜƴ aŜƴǎŎƘŜƴ ƛƴ 

ŜǊǎǘŜǊ [ƛƴƛŜ ƎŜǊŜŎƘǘ ǿŜǊŘŜƴΦά

Kanzler Engelbert Dollfuß, Trabrennplatzrede September 1933

ÅSozialer Kahlschlag

ÅVerbot SDAP, KPÖ, Freie Gewerkschaften

ÅEinheitsgewerkschaft

ÅBetriebsräte >> Werksgemeinschaften

1933 ς1938: Austrofaschismus

12. Juli 1934: Werksgemeinschaften

ÅAb 20 AN // Vertrauensmänner + Betriebsinhaber

ÅEingesetzt durch Einheitsgewerkschaft –Vertrauensmännerwahlen 1936

ÅInteressensgleichheit von AG + AN?

α5ƛŜ ²ŜǊƪǎƎŜƳŜƛƴǎŎƘŀŦǘ Ƙŀǘ ŘƛŜ ŀǳǎ ŘŜǊ ±ŜǊōǳƴŘŜƴƘŜƛǘ ŘŜǊ !ǊōŜƛǘƴŜƘƳŜǊ Ƴƛǘ ŘŜƳ .ŜǘǊƛŜō ǎƛŎƘ 

ŜǊƎŜōŜƴŘŜƴ LƴǘŜǊŜǎǎŜƴ ǿŀƘǊȊǳƴŜƘƳŜƴ ǳƴŘ Ȋǳ ŦǀǊŘŜǊƴΦά ό§ 4, Abs. 2) 
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1938 ς1945: Nationalsozialismus

Der Weg zu Anschluss

Erfolge der NSDAP ab 1932

ambivalente Politik des österreichischen Regimes

anhaltende Arbeitslosigkeit

Wien im März 1938
Quelle: ÖNB Bildarchiv

1938 ς1945: Nationalsozialismus

Kriegswirtschaft

Arbeitsplätze >> Disziplinierung und Zwang

Mythos des „sozialen Aufstiegs“

Einschnitte Arbeitsrechte (zb. Arbeitszeit)

Verbot Gewerkschaften

Verfolgung der Opposition

Deutsche Arbeitsfront (DAF)

Plakat der DAF 1938
Quelle: ÖNB Bildarchiv
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1938 ς1945: Nationalsozialismus

9. Juli 1938: Gesetz zur Ordnung der nationalen Arbeit

ÅTarifregelung durch „Reichstreuhänder der Arbeit“

ÅAbschaffung eigenständiger AN-Interessensvertretungen > „Vertrauensräte“ als Berater

ÅFührerprinzip –AN als „Gefolgschaft“ des Unternehmer

ҔҔ Ǝƛƭǘ ƴǳǊ ŦǸǊ ŘƛŜ α±ƻƭƪǎƎŜƳŜƛƴǎŎƘŀŦǘάΗ

1945 ff.: Wiederaufbau in der Nachkriegszeit
ÖGB Gründung ςÜberwindung politischer Richtungsgewerkschaften ςDŜƛǎǘ ŘŜǊ α[ŀƎŜǎǘǊŀǖŜάς

Große Koalition ςVerstaatlichung in Industrie und Bankenwesen ςBesatzungszeit/Kalter Krieg 

1947: Wiedereinführung und Neufassung KV-Gesetz

-Verbesserung der Satzungsmöglichkeiten

-Gesetzliche Verankerung der KV Außenseiterwirkung

1947: Wiedereinführung und Neufassung Betriebsrätegesetz

- BR in allen Betrieben mit mind. 20 AN / Vertrauensmänner ab 5 AN

- Schaffung des Zentralbetriebsrats (neu)

- Einführung der Betriebsversammlung als Organ der Belegschaft (neu)

- Ausbau von Schutzbestimmungen: Kündigungsschutz für BR

- Freistellung ab 200 Beschäftigte

1948: Landarbeitergesetz - BR-Vertretung in Land- und Forstwirtschaft

1948: Novelle BR-Gesetz - Verlängerung der BR-Funktionsdauer von 1 auf 2 Jahre
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1955 ff.: wirtschaftliche Prosperität & Konsensdemokratie
Ausbau der Konsensdemokratie ςAufbau der Wirtschafts- und Sozialpartnerschaft ςStaatsvertrag ς

wirtschaftlicher Aufwärtsentwicklungςsozialpolitischer Verbesserungen - Vollbeschäftigung

1955: Allgemeines Sozialversicherungsgesetz (ASVG)

-Neukodifizierung der Sozialversicherungssysteme inkl. Stärkung der Selbstverwaltung

1962: Novelle BR-Gesetz

-Herabsetzung des passiven Wahlalters auf 21 Jahre

-Ausweitung der Funktionsperiode auf 3 Jahre

-Novelle der BR-Wahlordnung: u.a. Einführung Briefwahl

1967: Bundes-Personalvertretungsgesetz

–Mitbestimmung im öffentlichen Dienst (angelehnt an BR-Gesetz)

1970 ff.: Hochblüte der Mitbestimmung - Ära Kreisky
Hochkonjunktur  ςBlütezeit der Sozialpartnerschaft ςsozialpolitische Aufbruchstimmung ς

SPÖ-Alleinregierung ςDurchflutung aller Gesellschaftsbereiche mit mehr Demokratie

1971: umfassende Novelle des Betriebsrätegesetzes

-Ausbau Info-/Mitwirkungsrechte (u.a. bei Betriebsänderungen/neue Arbeitsmethoden)

-Einführung bezahlte Bildungsfreistellung für BR (2 Wo. in 3-jähriger Funktionsperiode)

1972: Jugendvertrauensgesetz

-Wahl Jugendvertretung (vgl. BR-Gesetz) bei dauernd mind. 5 jungen AN unter 18 Jahren

1973: ArbVGςArbeitsverfassungsgesetz (Ausbau + Zusammenführung KV-Gesetz m. BR-Gesetz)

-Ausweitung der Informations-, Überwachungs- und Interventionsrechte für Betriebsräte

-Schaffung neuer Mitbestimmungsrechte: u.a. Vetorecht bei bestimmten Maßnahmen

-Neue bzw. verbesserte Kompetenzen: u.a. Erstellung/Durchsetzbarkeit von Sozialplänen

-Drittelbeteiligung der AN-Vertretung im Aufsichtsrat (Ernennung aus BR-Kreis)

1975/1976: ArbVGNovellen –weiterer Ausbau der BR-Rechte u.a. beim Kündigungsschutz

1980: Novelle GmbH Gesetz / 1982: Novelle Gesellschaftsrecht –Stärkung AR-Mitbestimmung  
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1985 ff: zunehmende polit. & sozio-ökonomische Krisen
Anhaltender Konjunkturschwächen ςu.a. Krise der Verstaatlichten Industrie ςsteigende Arbeitslosigkeit ς

Privatisierungen ςEU Beitritt Österreichs ςNeoliberale Hegemonie ςanwachsender Rechtspopulismus

1986: umfassende Novelle des ArbVG-Gesetz

-Verlängerung der Tätigkeitsperiode des BR auf 4 Jahre + Erweiterung Bildungsfreistellung (auf 3 Wo.)

-Erweiterte Info-/Mitwirkungsrechten (auch in sog. ‚Tendenzbetrieben‘)

-besserer Kündigungsschutz (auch für BR-Wahlkandidaten), Versetzungsschutz

1988: Arbeitskräfteüberlassungsgesetz –BR-Mitwirkungsrechten bei Einsatz von Leiharbeit

1996: ArbVGNovelle im Zuge des EU-Beitritts

-Umsetzung EU-RL/Einrichtung Europäischer Betriebsräte: neuer Teil V: Europäische Betriebsverf.

-Schaffung neuer Mitbestimmungsrechte: u.a. Vetorecht bei bestimmten Maßnahmen

1996: Post-Betriebsverfassungsgesetz  /  1997: Bahn-Betriebsverfassungsgesetz

1998: ArbVG-Novelle –neue BR-Kompetenzen u.a. im Bereich betriebliche Frauenförderung

2010: Berufsausbildungsgesetz –Recht auf JVR Wahl in überbetrieblichen Einrichtungen

2011/14: ArbVGNovellen –Fristverlängerung b. Anfechtungen; Nachbesserung EBR und bei Freistellungen

2011/2014: ArbVGNovellen –Verlängerung Mandatsdauer auf 5 Jahre / Bildungsfreistellung (3 Wo. + 3 Tag

ANV in der EU: Puzzle an PlayernAktuelle Herausforderungen

Szenarien Mitbestimmung 2030 ff?



23.10.2019

9



23.10.2019

10

Statistiken: EBR-Körperschaften nach Ländern

19

Statistiken: EBR-Körperschaften nach Sektor

20
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Aktuelle gewerkschaftliche Forderungen
Kapitel: Mitbestimmung (ÖGB-Grundsatzprogramm, 19. ÖGB Bundeskongress 2018)

Betriebsbegriff modernisieren 

ÅAnpassung des Betriebsbegriffes an die Herausforderung digitaler Arbeit

ÅSchaffung einer Interessenvertretung für AN, die am selben Ort arbeiten, jedoch weder organisatorisch noch rechtlich einem 
Betrieb oder Unternehmen zugehören (z.B. Flughäfen, Einkaufszentren).

ÅAusweitung wirtschaftlicher Mitwirkungsrechte auch bei schleichender Betriebs- und Organisationsänderung. 

Freistellung erleichtern 

ÅRecht auf Teilfreistellungen / Möglichkeit der Teilung der Freistellung zwischen Betriebsratsmitgliedern.

ÅHerabsetzung der erforderlichen ArbeitnehmerInnenzahlfür Freistellungen.

ÅAusweitung des Anspruchs von Bildungsfreistellungen auch auf Ersatzmitglieder von Betriebs- und Jugendvertrauensräten 
und Personalvertretungen sowie BR in Unternehmen unter 20 AN.

Betriebsratswahlrecht anpassen 

ÅBeibehaltung der getrennten Betriebsratskörperschaften und Erhöhung der Zahl der Betriebsrats-Mandate

ÅStrafbarkeit der Behinderung von BR-Wahlen.

ÅVerpflichtende anteilsmäßige Berücksichtigung beider Geschlechter in Vertretungskörpern.

ÅStreichung des Mindestwahlalters für Betriebsratswahlen. Auch jugendliche ArbeitnehmerInnen sollen den Betriebsrat 
wählen dürfen. Der Jugendvertrauensrat muss aber erhalten bleiben.

Aktuelle gewerkschaftliche Forderungen
Kapitel: Mitbestimmung (ÖGB-Grundsatzprogramm, 19. ÖGB Bundeskongress 2018)

Schutzbestimmungen verbessern 

ÅAusweitung des allgemeinen Kündigungs- und Entlassungsschutzes auf Kleinstbetriebe.

ÅAusweitung der BR-Rechte durch BetriebsVund KV (z.B. Fristverlängerung zur Stellungnahme bei Kündigungsabsicht).

ÅErweiterte BR-Rechte: u.a. BV-Möglichkeit für Entgeltregelungen in Zusammenhang mit Arbeitszeitregelungen. 

Rechtsdurchsetzung erleichtern 

ÅGerichtliche Überprüfbarkeit der KV-zugehörigkeit des Arbeitgebers unabhängig der AN-Zahl.

ÅVerbesserte Durchsetzbarkeit bei Verstößen gegen die Mitbestimmungsrechte der Belegschaft, 

ÅKlarstellung der Zutrittsrechte der Gewerkschaften insbesondere in betriebsratslose Betriebe.

ÅAbschaffung anachronistischer Einschränkung der Mitbestimmung in Theaterbetrieben und Tendenzbetrieben.

ÅAusweitung der Ermöglichung von BR, ÖGB/AK bei Verbandsklagen (u.a. beim Beschäftigtendatenschutz)

Ausbau der Mitbestimmung in der EU

Åeffektiv Durchsetzbarkeit von EU-Informations-/Konsultationspflichten, daher wirksame Sanktionen bei Verstößen.

ÅDie Standards für Beteiligung und AN-Mitbestimmung in Unternehmen, die in europäischen Rechtsformen operieren, 
müssen durch eine Rahmenrichtlinie erweitert werden.

ÅGemeinsame Mindeststandards für die AN-Beteiligung der in europäischen Gesellschaftsformen als Schritt gegen die 
Aushöhlung nationaler Standards durch europäisches Gesellschaftsrecht.

ÅVerhinderung dass Unternehmen durch bloße Verlegung des Unternehmenssitzes aus der Mitbestimmung flüchten.


